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AKTUELL 
Mubarak auf dem Weg in die USA 

Der ägyptische Staatspräsident 
Mubarak macht auf dem Weg in die 
Vereinigten Staaten in Paris Sta­
tion. Mubarak wird in den USA 
auch über seinen Vorschlag spre­
chen, nach dem die Vereinigten^ 
Staaten zusammen mit Jordanien 
und den Palästinensern einen neuen 
Friedensprostess im Nahen Osten in 
Gang bringen sollen. 

Bombenanschläge in Dortmund 
Nach dem Bombenanschlag auf 

ein Kaufhaus in Dortmund sind in 
der Nacht weitere drei Sprengkör­
per explodiert. Dabei wurden die 
Bochumer Zentrale der IG Bergbau 
und Energie, das Gebäude des Ge­
samtverbands Deutscher Steinkoh­
le-Bergbau in Essen sowie mehrere 
Häuser im Hamburger Stadtteil 
Altona beschädigt. Die Attentate 
haben bei den meisten Politikern 
Empörung ausgelöst. Die Kaufhäu­
ser im Bundesgebiet haben ihre Si­
cherheitsvorkehrungen verstärkt. 

Grossflughafen München wird 

Der  Grossflughafen München II 
im Erdinger Moos kann weiterge­
baut werden. Eine entsprechende 
Entscheidung traf der bayerische 
Verwaltungsgerichtshof, obwohl er 
Bedenken gegen die Ausmasse des 
Projekts hat. 

EG: Einigung über Umweltauto? 
Tro tz  der erfolglosen Verhand­

lungen der EG-Umweltminister in 
Brüssel sieht die deutsche Bundes­
regierung weiter Chancen für eine 
Einigung auf Einführung des um­
weltfreundlichen Autos. Regie-

! rungssprecher Boenisch sprach von 
«begründeter Zuversicht», dass es 

I zu e ine r  Regelung kommen werde. 

Der Fall Staatsgerichtshof: Wirklich erledigt? 
Der Rechtsverweigerungsbeschwerde ist nach Meinung des Landtagspräsidenten die Grundlage entzogen 

Rechenschaftsbericht 
[1584 der Regierung 

(pafl) - Seit 1976 wird der Re-
I «lenschaftsbericht der Regierung 
i den Landtag an alle Haushaltun-

in des Landes verschickt. Dieser 
I Bericht über die Tätigkeit der  Re-
|0erung und der Landesverwaltung 
I W von Anfang an auf ein positives 
I «ho in der Bevölkerung gestossen 
I soll deshalb auch weiterhin al-
| l'n Interessenten kostenlos zur Ver-
Ijugung stehen, allerdings mit dem 
I Unterschied, dass der Bericht nicht 
I wehr wie früher automatisch an die 
I Haushaltungen geht, sondern mit 
| e i n e m  Bestellschein angefordert 
Iwerden kann. Damit erhält die Re­
l i n g  eine Entscheidungshilfe be-
I glich der Auflagenhöhe im Sinne 
iftÜt- kostengünstigen und auf die 
I durfnisse <jes Bürgers abge­
l e r n t e n  Information. 
| t .  e r  Rechenschaftsbericht für das 
Imitrt • n k ' s  Ende März 1985 
IBe« n d i e s e r  Ausgabe beigelegten 
iDi y h e i n  angefordert werden. 
I ,e Zustellung an die Interessenten 

'81 ca. Mitte Juni. 

Der Präsident des Staatsgerichtehofes 
teilte dem Landtagspräsidenten vor eini­
gen Tagen offiziell mit, was öffentlich 
ohnehin schon bekannt ist: die Beschwer­
de des Initiativkomitees. Kunsthaus ist 
vom Staatsgerichtshof am 15. Februar 
endgültig zurückgewiesen worden. Nach 
Meinung von Landtagspräsident Dr. 
Karlheinz Ritter hat sich die Beschwerde­
angelegenheit «somit erledigt». Hat sie 
sich wirklich erledigt? 

Erinnern wir uns. Am 6. Dezember 
vergangenen Jahres reichten die' Mitglie­
der des Initiativkomitees Kunsthaus beim 
Landtag eine Beschwerde gegen die 
Amtsführung von Staatsgerichtshofpräsi­
dent Dr. Erich Seeger ein. Dem Staatsge­
richtshofpräsidenten wurde u.a.  Rechts­
verweigerung vorgeworfen und unter­
stellt, dass e r  ein ordnungsgemäss zustan­
degekommenes Urteil (das den Be­
schwerdeführern Recht gegeben hätte) 
nicht ausgeführt habe. 

Der Landtag befasste sich in seiner Sit­
zung vom 19. Dezember 1984 eingehend 
mit der Beschwerde gegen den Präsiden­
ten des Staatsgerichtshofes. Daraufhin 
forderte der Präsident des Landtages den 
Präsidenten des Staatsgerichtshofes auf. 

der  Staatsgerichtshof möge zur Be­
schwerde Stellung nehmen. Mit dem 
(endgültigen) Urteil vom 15. Februar, 
das die Beschwerde zurückweist, ist nach 
Meinung des Landtagspräsidenten die 
Angelegenheit erledigt. In einem vom 
5. März datierten: Brief an die Abgeord­
neten heisst es dazu wörtlich: 

«Mit der Zurückweisung der von den 
Beschwerdeführern erhobenen Vorstel­
lung gegen die Ermittlungsverfügung des 
Präsidenten durch den Staatsgerichtshof, 
hat der Gerichtshof die angefochtene 
Verfügung seines Präsidenten' geschützt 
und der Rechtsverweigerungsbeschwerde 
die Grundlage entzogen» (Zitat aus dem 
Brief von Landtagspräsident Dr. Ritter). 

Ein weiterer Schönheitsfehler 
Die verschiedenen Verfahren im Zu­

sammenhang mit dem Künsthaus sind -
leider zum Nachteil des Kunsthauspro­
jektes selbst - mit einigen Schönheitsfeh­
lern behaftet. Dadurch, dass das «Liech­
tensteiner Vaterland» am Donnerstag 
dieser Woche als einzige Zeitung im Lan­
de über den Brief des Landtagspräsiden­
ten an die Abgeordneten berichten konn­
te, ist nach Meinung des VOLKSBLATT 

ein weiterer Schönheitsfehler dazuge­
kommen. 

Oder war es Absicht des Landtagsprä­
sidenten, sein eigenes Parteiorgan bevor­
zugt zu bedienen? Dass dies der Fall war, 
lässt sich kaum bestreiten. Denn der vom 
5. März datierte Brief von Herrn Dr .  
Karlheinz Ritter muss spätestens bis am 
Abend des 6. März in der «Vaterland»-
Redaktion vorgelegen sein, damit er noch 
für die Donnerstag-Ausgabe eingesetzt 
werden konnte. Aber nicht nur in der 
VOLKSBLATT-Redaktion erfuhr man 
vom Entlastungsschreiben des Landtags­
präsidenten für den Staatsgerichtshofprä­
sidenten zuerst aus dem «Vaterland». 
Auch die Mitglieder der FBP-Landtags-
fraktion konnten zuerst in der VU-Partei-
presse nachlesen, was sie dann im Verlau­
fe des Tages an offizieller Post in ihren 
Briefkästen vorfanden. FBP-Fraktions-
sprecher Josef Biedermann zum VOLKS­
BLATT : «Ich habe am Donnerstag mor­
gen ebenfalls im «Vaterland» von dem 
Brief erfahren, den ich dann am Abend in 
meiner Post vorfand.» Offiziell wurde das 
VOLKSBLATT übrigens bis heute noch 
nicht über den ganzen Vorgang infor­
miert. 

Junge FBP: Ein Sommer-Wochenende in Strassburg 
Herzliche Einladung zu einer Sonderreise aus Anlass der Europäischen Jugendwoche 

andesbank: 

(eue Dienstleistung 
[Die Liechtensteinische Landesbank 
Jttet ab sofort den Pensionskassen mit 
pf Einführung des sogenannten PV-
pntos attraktive Anlagemöglichkeiten 
fi. Derzeit werden die auf dieses neue 
jonto einbezahlten Gelder mit 4 Prozent 
lä. verzinst. Das neue Konto ist gestern 
P Landesbank-Direktor lic. oec.' Karl­
linz Heeb der liechtensteinischen Presse 
l'gestelit worden. (Siehe ausführlicher 
picht im Innern der heutigen Aus-

*•) 

Seit der Aufnahme unseres Landes als 
Vollmitglied des Europarates (im De­
zember 1978) benutzten schon viele 
Liechtensteiner die Gelegenheit für einen 
Abstecher nach Strassburg mit Besichti­
gung des Europa-Palais. Aus Anlass der 
Europäischen Jugendwoche, die vom 1. 
bis 6. Juli 1985 rund 500 Vertreter natio­
naler und internationale!1 Jugendorgani­
sationen aus den 21 Mitgliedsländern des 
Eurpöarates zusammenfähren wird, lädt 
die Nachwuchsorganisation der Fort­
schrittlichen Bürgerpartei, die Junge 
FBP, alle- interessierten Jugendlichen 
und Junggebliebenen zu einer viertägigen 
Sommerfahrt nach Strassburg und zum 
Europarat ein. 

Das abwechslungsreiche Sömmer-Wo­
chenende, dessen Programm in der Sit­
zung vom vergangenen Dienstag abend 
(mit Ausnahme weniger Details) von 
einem 20köpfigen Gremium entworfen 
wurde, soll am Donnerstag, den 4. Juli 
1985 um 13.00 Uhr mit der Fahrt in einem 
Luxusreiseburs nach Strassburg begon­
nen. Am Freitag und Samstag sind eine 
Führung durch das Europa-Palais, der 
Besuch einer Plenarsitzung im Rahmen 
der Europäischen Jügendwoche, ein 
Rundgang durch die malerische Innen­
stadt von Strassburg, ein ausgedehnter 
Einkaufsbummel, gemeinsames Essen in 

ausgesucht originellen Restaurants und 
anderes mehr geplant. j|3>ie sonntägliche 
Rückfahrt äüf der  Weltberühmten ^Vein-
strasse führt'die Teilnehmer Via Ribeau-
vilte (Weindegustation in einem ,herrli-
chen Weinkeller) nach Riquewihr, dasals 
eines der romantischten Dörfer im Eisa,ss 
gilt. Nach einem gemeinsamen Mittag­
essen folgt die Weiterfahrt nach Mulhou-
se direkt zum weltweit bekannten Auto-
mobilmuseum, wo während rund zwei 
Stunden die 500 Oldtimer besichtigt wer­
den können. Die Sommerfahrt der  Jun­
gen FBP endet dann um ca. 19.30 Uhr 
mit der Ankunft in Liechtenstein. 

Allgemeine Hinweise und Kosten 
Die Organisation der Reise wird von 

der Jugen FBP gemeinsam mit dem Rei­
sebüro Postillion in Schaan durchgeführt. 
Die Kosten belaufen sich auf nur 285 
Franken pro Person. In diesem Preis sind 
folgende Leistungen eingeschlossen: Bus­
fahrten im Luxus-Reisebus, Übernach­
tungen im guten Mittelklassehotel «Euro­
pa» in Kehl (gegenüber Strassburg auf 
der  deutschen Rheinseite), Doppelzim­
mer mit Bad/Dusche/WC inkl. Frühstück, 
sämtliche Mahlzeiten (mit Ausnahme von 
zwei Abendessen), Stadtrundgang, alle 
Eintrittsgebühren, Weindegustation und 
Reiseleitung. Die Teilnehmerzahl musste 

nach oben auf maximal 38 Personen li­
mitiert werden. Provisorische Anmeldun­
gen können ab sofort unter dem Stich­
wort «Sommerreise der Jungen FBP» 
beim Reisebüro Postillion (Tel. 26565) 
oder beim FBP-Sekretariat (Tel. 25395) 
telefonisch oder auch schriftlich vorge­
nommen werden. 

Die Jungä FBP wird im VOLKS­
BLATT noch mehrmals auf die Sommer­
reise hinweisen und auch einen entspre­
chenden Anmeldetalon sowie das defini­
tive Programm veröffentlichen. 

KOMMENTAR 
Nur noch Arbeitsplatz? 

Statistiken können viel oder wenig aus­
sagen, und man kann viel oder weniger 
viel in sie hineininterpretieren. Die quar-
talsmässig erscheinende Statistik über die 
Ausländer in unserem Land, die seit eini­
gen Tagen zur Interpretation aufliegt, eig­
net sich besonders gut dazu. 

Wenn es nun darin heisst, der Gesamt­
ausländerbestand habe sich innert Jahres­
frist um 19 Personen oder um 0,2 Prozent 
verringert, ist das nun «ein Erfolg der 
Stabilisierungsbemühungen der Regie­
rung», wie beflissene Autoren bereits ver­
muteten? Oder sieht das nur nach Stabili­
sierung aus, da in der Gesamtzahl der 
Ausländer auch die Saisonarbeiter enthal­
ten sind? 

Betrachtet man nämlich die Zahl der 
«ausländischen Wohnbevölkerung» - also 
Jahresaufenthalter und Niedergelassene -
so wird ersichtlich, dass diese zwei mass­
geblichen Kategorien von Ausländern um 
43 Personen oder um 0,5 Prozent zuge­
nommen haben. Kann man also Zunah­
men auch zu den Stabilisierungsbemühun-
gen zählen? Oder sogar zu den Erfolgen 
dieser Bemühungen? 

Gewiss kann man einwenden, dass in 
früheren Jahren die Zunahme der Auslän­
derzahl jedes Jahr bedeutend höher war. 
Doch wird man in diesem Fall auch die 
Rubrik der Grenzgänger nicht unbeachtet 
lassen können. Die neueste Statistik weist 
eine Zunahme der Grenzgängerzahl um 
241 Personen oder um 6,5 Prozent gegen­
über dem Vor jahr aus: 102 Personen mehr 
aus Vorarlberg und 139 Personen mehr 
aus der Schweiz. 

Wenn also beim Zuzug gebremst wird, 
erhöht sich offenbar automatisch die Zahl 
der Grenzgänger, da die Wirtschaft die 
Arbeitskräfte von aussen rekrutiert. 

Unser Land verkommt also, einmal 
überspitzt ausgedrückt, zusehends zum 
Arbeitsplatz. Grenzgänger gehen jeden 
Abend nach Hause und nehmen auch den 
Zahltag mit. Mehr Grenzgänger nehmen 
noch mehr Kaufkraft mit. 

Was zahlenmässig nach «Erfolg» aus­
sieht, muss volkswirtschaftlich noch lange 
nicht der Weisheit letzter Schluss sein. 

(G. M j  

Wenn die Teilnehmer der Sommerrebe der Jungen FBP anfangs Juli in Strassburg 
eintreffen, werden voraussichtlich viele tausend Jugendliche aus ganz Europa, die aus 
Anlass der «Europäischen. Jügendwoche in die elsässische Metropole reisen, die 
Strassen der malerischen Innenstadt füllen. (Archivbild: EddyRisch) 

Kriminalität in der Schweiz 
Alle eineinhalb Minuten wird ein Delikt begangen 

Bern (AP) In der Schweiz ist im ver- &en« registrierte d ie  Polizei 3.337 Un-
gangenen Jahr rund alle eineinhalb Minu- Zuchtsdelikte, die^von Unzucht mit Kin 
ten ein Strafdelikt begangen worden. 96,8 A ' "" 
Prozent der Fälle betrafen jedoch Ver­
mögensdelikte und nur ein Prozent rich­
teten sich gegen Leib und Leben. Gegen­
über dem Vorjahr nahm die Gesamtzahl 
der angezeigten Straftaten von 325 942 
um 2,8 Prozent auf 316 803 ab. Walter 
Sibold, Chef des Zentralpolizeibüros in 
der Bundesanwaltschaft, sah darin zwar 
einen Erfolg der verstärkten präventiven 
Bemühungen der Polizei, Tendenzen 
über die Kriminalitätsentwicklung liessen 
sich aus den Zahlen aber nicht herausle­
sen, unterstrich er am Freitag vor der 
Bundeshauspresse. 

Alle zweieinhalb Tage ereignete sich 
im vergangenen Jahr ein vorsätzliches 
Tötungsdelikt: alle zwei Minuten und 45 
Sekunden wurde ein Diebstahl begangen. 

Diebstahl ist mit 60 Prozent aller Fälle 
das häufigste Delikt überhaupt. Demen­
sprechend gering ist auch die polizeiliche 
Aufklärungsrate. Wer ein Fahrzeug 
stiehlt, läuft geringe Gefahr, erwischt zu 
werden (rund sieben Prozent). Laut Si­
bold wäre die Polizei aber überfordert, 
werin sie bei jährlich über 100 000 Fah-, 
zeugdiebstählen mit demselben Aufwand 
vorgehen musste wie bei Kapitalverbre­
chen. Bei 144 vorsätzlichen; Tötungen 
wurden im vergangenen Jahr vergleichs­
weise 133 Täter ermittelt. 

Hilfe für Gewaltopfer in Vorbereitung 
1984 gelangten 374 Notzuchtsfälle zur 

Anzeige. Neben diesen «Vergewaltigun-

dern bis zu öffentlichen unzüchtigen 
Handlungen reichten. Die Opfer waren 
jn 1748 Fällen unter 16 Jahre alt. 1563 
Täter wurden gefasst. Zugenommen ha­
ben die Gewaltverbrechen. 151 Men­
schen fielen einer vorsätzlichen Tötung 
zum Opfer, und 3059 erlitten eine. Kör­
perverletzung. Nach der  Volksabstim­
mung über einen Gegenvorschlag zur Be-
obachter-Initiative kann den Opfern 
eines Gewaltverbrechens in Zukunft bes­
ser geholfen werden. Die Ausführungsge­
setzgebung ist gegenwärtig in Vorberei­
tung. 

Von den 190 033 Diebstählen (ohne 
Fahrzeuge) wurden 62 879 mittels eines 
Einbruchs begangen, 1616 waren Ent-
reissdiebstähle. Dazu kamen ' 105 160 
Fahrzeugdiebstähle. Raub wurde 1555 
mal registriert, eingeschlossen die Bank­
überfälle. 

Neben diesen Kriminalfällen ver-
zeichnte die Polizei im vergangenen Jahr 
1603 Selbstmorde. Das sind 1.3 Prozent 
mehr als 1983. 439 Frauen und 49 Min­
derjährige nahmen sich selbst das Leben. 
Vermisst wurden 2227 Personen, davon 
wurden 1871 ermittelt. Diese Differenz 
erklärt sich aus der «Momentaufnahme« 
dieser Statistik. Viele Verschwunden 
werden laut Sibold später aufgefunden. 
Insbesondere bei den ausgerissenen Ju­
gendlichen tauchten • die Vermissten 
schon bald wegen Geldmangels wieder 
auf. Aus der  Untersuchungshaft, dem 
Strafvollzug, der  psychiatrischen Anstalt 
usw sind 3612 Personen entwichen. 2872 
wurden im selben Jahr eingebracht. 


